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Zugestellt:

dem Revisionskläger
am17, 1° 1962,
der Hevisionsbeklagten,

am 19„ 1„ 1962

.
\ Klägers und Revisionsklägere‚

ooooooeenooooe-uocouooooeoooooo.....oo.ofnouoooooeuooooct

Beklagte und Revisionsbeklagte,

hat der 2° Senat des Bundessozialgerichts ohne mündliche

Verhandlung am 20° Dezember 1961 unter Mitwirkung von

Das

‚27°

ten

_249

Die

Recht erkannt:

Senatspräsident B r'a c n m a.n n
als Voreitzendem,

Bundesrichter D e m i a n i und

Bundesrichter
„

S c n m_i t t
als weiteren Beruisr10htern‚

Bunde3502ialrichter Dr° Dr„ H e l m s und

Bundessozialrichter K u n o l @
als ehrenamtlichen Beisitzern

Urteil des Hessischen Landessozialgerichts vom

April 1956 wird aufgehoben„ Die Berufung der Beklab—

gegen das Urteil des Sozialgerichts Marburg vom

ugust 4954 wird als unzulässig verworfen°

Beklagte hat_dem Kläger die außergerichtlichen

Kosten des Verfahrens zu erstatten„

V o n R e c h t s w e g e n „
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Der Kläger bean3prucht von der Beklagten Entschädigung
vfür die Folgen eines Unfalls von 8° Juli 1957° Der Klä-
ger nahm damals als Blockwalter der NSV an_einem Kursus ”

„in der damaligen Walter—Flex—Schule in Zennern teil° Er
erhielt am 8‚ Juli 1937 den Auftrag, Lebensmittel für die
Schule in Fritzlar einzukaufen° Auf der Fahrt naeh dort

‘verunglückte er mit dem Motorrad„ Die Berufsgenossenschaft
für Gesundheitsdienst und Wohlfahrtspflege gewährte ihm

eine Rente in Höhe von 25 v„H. der Vollrente° Mit Mir—_
kung von 1° Januar 1942 übernahm die Eigenunfallversiche4

rung der NSDAPdie Weiterzahlung der Rente° > ‘

Im Jahre 1949 Wieiauf antrag des Klägers der HéSsische

Minister für Arbeit und Wohlfahrt die Hessische Ausfüh—
rungsbehörde für Uniallversicheruhg an, die Renten2ahluhg

‘
als vorläufige Fürsorge (@ 1755 der Reichsversicheruhgsé

ordnung —QVO-) wieder aufzunehmen„ Die Ausführungébehörde
‘erteilte dem Kläger am 24„ Juni 1949—eineh Bescheid, mach—

te jedoch ausdrücxlich den Vorbehalt, daß dadurch eine
rechtliche Verpflichtung der Ausführungsbehörde nicht bee

gründet werde‚' V
‘ '

"Nach dem Inkrafttreten des Fremdrenten- und Auslandsren—'

tengesetzes (FnG) vom 7° August 1955 (BGBL„.l 848) stellte
die Hess„ Ausführungsbehörde die Weiterzahlung der Rente

ein„ Die Beklagte lehnte durch Bescheid vom 17° Januar
“1954 die Rentenzahlung mit der Begründung ab, daß der

. Kläger während der Fahrt nach Fritzlar nicht unter Unfall;

versicherungsschutz gestanden habe, weil es sich dabei

nicht um eine unmittelbar wohlfahrtspflegerischegTätig—

’keit gehandelt habe„' "“ ' ”"”' ' ' - ‘
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Das Sozialgericht (SG) Marburg hat durch Urteil vom 24‚ AuéuSt

1954 die Beklagte verurteilt, dem Kläger eine Verletztenrente

nach einer Minderung der Erwerbsfähigkeit (MdL) von 25 V„H° zu

gewähren„

Den Empfang dieses Urteils hat die Beklagte unter dem 7° Dezember

4954 bestätigtgsie hat mit einem beim Hessischen Landessozialge—

richt (LSG) am 48° Dezember 1954 eingegangenen Schriftsatz vom

160 Dezember 1954 gegen das Urteil Berufung eingelegt und die
Berufung mit einem am 20° Januar 4955 beim LSG eingegangenen

Schriftsatz vom 17„ Januar 4955 begründet° Beide Schriftsätze

tragen keine Unterschrift, sondern sind in Maschinenschrift unter»

zeichnet "LV° gez° Linke"° Darunter befindet sich neben dem
Dienstsiegél der Beklagten ein Gummistempel mit dem Wortlaut:

"Für die Richtigkeitzj
Angestellte", }

in den mit Bleistift oder Tintenstift ein Namenszug handschrift—

lich eingefügt ist;

Das LSG hat durch Urteil vom 270 April 1956 das Urteil des S”

aufgehoben und die Klage gegen den Bescheid der Beklagten vom
17° Januar 1954 abgewiesen°

. ’

Die_Revisibn ist vom LSG zugelassen werden„
{

Das Urteil ist dem ProZeßbevollmächtigten des Klägers am 45„ Mai
1956 zugestellt werden" Der Kläger hat am 25°.Mai 1956 beim Bun—

dessozialgericht (BSG) Revision eingelegt und sie nach Verlänge—V

rung der Begründungsfrist bis zum 15° August 4956_an diesem lage

begründet° Er beantragt,
_ _

>

das angefochtene Urteil und den Bescheid der
.

Beklagten aufzuheben_und die Beklagte_zu verurteilen,

dem Kläger vom 1° Januar 4954 an eine Unfallrente_.'

nach einer MdB um 25 V„H° zu gewähren,

hilfsweise,
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die Sache zur erneuten Verhandlung und Entscheidung

an das LSGzurückzuverweisen. '

Die Beklagte beahtragt‚h

‚die ReviSion zurückzuweisen.

Die Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung ohne mündliche‘
Verhandlung einverstanden erklärt. Der Sénat hat von der dadurchi

eröffneten Möglichkeit Gebrauch gemacht, ohne mündliche Verhand—
lung durch Urteil zu

entscneiden_(ä 124 Abs. 2 des-Sozialgerichtse

gesetzes fSGG—)q' ' '

!'_ [II

Die durch Zulassung statthafte Revision ist in der gesetzlichen

Form und Frist eingelegt und begründet worden und somit zuläs-

‘sig° Sie hatte auch aus verfahrensrechtlichen Gründen Erfolg°

Bei einer zugelassenen Revision ist vomRevisionsgericht von
Amts wegen zu prüfen, ob die Berufung gegen_das Urteil des SG,
wie das LSG ohne nähere Begründung angenommen hat, zulässig 2

war, denn die Zulässigkeit der Berufung ist eine der Prozeß—‘

voraussetzungen für das weitere Verfahren° ' ‘ '

Die Berufung35chrift der Beklagten vom 16. Dezember 1954 gegen '

das Urteil des SG Marburg ist zwar innerhalb der Monatsfrist
‚

des 5 151 Abs° 1 SGG beim LSG eingegangen. Sie entspricht jedoch
nicht den Erfordernissen der Schriftform, da sie nicht die Un—

_terschrift eines zur Vertretung der Beklagten befugten Beamten}

oder angestellten trägt° ' V '

Das BSG hat wiederholt entschieden, daß der Berufungsschriftsat2

als ein für das Verfahren bestimmender Schriftsatz nur dann dem
Fofmerfordernis der Schriftförw genügt, wenn er eigenhändig un-

terzeichnet ist (vgl‚ BSG1, 245; 5, 140; @, 14.2)° Auch der
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erkennende Senat hat sich dieser Recht$prechung ange3chlossen

und zB in den Beschlüssen vom 25° August 1959 —2 RU 69/58,

70/58, 74/58-, die_Fälle betreffen, in denen der Berufungs—
schriftsatz nur mit einem Faksimile-Stempel unterzeichnet

ist, mit näherer Begründung ausgeführt, daß der Berufungs—

sc riftsatz durch eine eigenhändi@e Unterschrift des Verant—

wortlichen erkennen lassen müsse, daß nicht nur die Einle—

5un5 der Berufung, sondern auch der Inhalt des Schriftsatzes

'von ihm in vollem Umfang gedeckt werde° In vorliegenden Fall

st beim LSG jedoch lediglich ein Schriftstück eingegangen,
eine abschrlft eines Schriftstückes aus den Akten der

enlayten darstellt, und die Angestellte, von der dieses

1e?“ift3tdck unterzeichnet ist, hat mit ihrer Unterschrift.kJV- ..

...
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lediglich bestätigt, daß diese Abschrift dem Qriginal in den‘

nkten der Beklagten entspricht°

Der vorliegende Fall bietet dem erkennenden Senat keine Ver—
.. . . .. .

‘
.. ..

anlassung, seinen mit der standigen Rechtsprechung des ßeG

in Übereinstimmung stehenden Rechtsstandpunkt aufzugeben°

Da hiernach die Berufung der Beklagten gegen_das Urteil des

SG Marburg nicht in der gesetzlichen Form eingelegt ist, war

sie unzulässig (5 158 Abs° 4 5GG . Auf die Revision des Klä-

gers mußte deshalb das Urteil des LSG aufgehoben und die Be—

rufung der Beklagten gegen das Urteil des SG Marbur5 als unzu—

lässig verworfen werden° ‘

Die Kostenentscheidung ergeht aufgrund von € 195 SGG°
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